
Vorabentscheidungsersuchen des House of Lords
(Vereinigtes Königreich), eingereicht am 5. August 2008 —
Aventis Pasteur SA/OB (vertreten durch seine Mutter als

litigation friend)

(Rechtssache C-358/08)

(2008/C 260/19)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

House of Lords (Vereinigtes Königreich)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Aventis Pasteur SA

Beklagter: OB

Vorlagefrage

Ist es mit der europäischen Produkthaftungsrichtlinie vereinbar,
wenn die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats im Rahmen
einer Klage, die die Geltendmachung von Ansprüchen aus der
Richtlinie (1) betrifft und die nach Ablauf der in Art. 11 der
Richtlinie hierfür vorgesehenen Zehnjahresfrist erhoben wurde,
die Ersetzung des Beklagten durch einen neuen Beklagten erlau-
ben, obwohl die einzige Person, die in dem innerhalb der Zehn-
jahresfrist eingeleiteten Verfahren als Beklagte benannt wurde,
eine Person ist, die nicht unter Art. 3 der Richtlinie fällt?

(1) Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Haftung für fehlerhafte Produkte (ABl. L 210, S. 29).

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de Première
Instance Arlon (Belgien), eingereicht am 7. August 2008 —

Marc Vandermeir/État Belge, SPF Finances

(Rechtssache C-364/08)

(2008/C 260/20)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Tribunal de Première Instance Arlon

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Marc Vandermeir

Beklagte: État Belge, SPF Finances

Vorlagefrage

Stehen die Art. 43 EG und/oder 49 EG einer nationalen Rege-
lung eines ersten Mitgliedstaats entgegen, die wie die in Rede ste-
hende einem in diesem Mitgliedstaat gebietsansässigen Selbstän-
digen vorschreibt, sein Fahrzeug dort zuzulassen, obwohl er
seine berufliche Tätigkeit praktisch ausschließlich in einem zwei-
ten Mitgliedstaat von einer festen Niederlassung, über die er dort
verfügt, aus ausübt, wenn dieses Fahrzeug weder im Wesentli-
chen im ersten Mitgliedstaat ständig benutzt wird noch dazu
bestimmt ist, noch tatsächlich in dieser Weise genutzt wird?

Klage, eingereicht am 11. August 2008 — Kommission
der Europäischen Gemeinschaften/Vereinigtes Königreich

Großbritannien und Nordirland

(Rechtssache C-367/08)

(2008/C 260/21)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: N. Yerrell)

Beklagter: Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass das Vereinigte Königreich dadurch gegen
seine Verpflichtungen aus Art. 16 der Richtlinie
2006/22/EG (1) des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15. März 2006 über Mindestbedingungen für die
Durchführung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und
(EWG) Nr. 3821/85 des Rates über Sozialvorschriften für
Tätigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richt-
linie 88/599/EWG des Rates verstoßen hat, dass es die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind,
um dieser Richtlinie nachzukommen, nicht erlassen oder
jedenfalls der Kommission nicht mitgeteilt hat;

— dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland
die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie sei am 1. April 2007
abgelaufen.

(1) ABl. L 102, S. 35.

11.10.2008 C 260/11Amtsblatt der Europäischen UnionDE


